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Offensive ftir Solarstrom
CDU und FDP wollen Potenziale in NRWbesser nutzen

VON GERHARDVOOGT

Düsseldorf. Die Regierungsfrak-
tionen im Düsseldorfer Landtag
wollen die Schadstoffbelastung
der Luft mit einer Offensive beim
Ausbau der Solarenergie senken.
,,Bei der Umsetzung aller Photo-
voltaik-Potenziale könnte eine
Einsparung von rund 50 Millio-
nen Tonnen Kohlendioxid allein
in der Stromerzeugung erzielt
werden", heißt es in einem ge-
meinsamenAntragvon CDUund
FDP, der jetzt vorgelegt wurde.

Das entspreche zehn Prozent
des Treibhausgas-Ausstoßes in
NRW.,,Wirwollen die erneuerba-
re Energie vor allem dort aus-
bauen, wo sie effizient und kon-
fliktfrei eingesetzt werden
kann", sagte Dietmar Brockes,
Energieexperte der Liberalen,
dem,,Kölner Stadt-Anzeiger".
Rot-Grün habe in der Vergan-
genheit die Solarenergie ,,sträf-
lichvernachlässigt" und sich nur
auf den umstrittenen Windkraft-
ausbau konzentriert.

Gerade auf landeseigenen Im-
mobilien, aber auch entlang be-
stehender Straßen und Bahn-
strecken, bestünde ein großes
Potenzial, das genutzt werden
müsse, sagte Brockes. Derzeit
werden in NRW lediglich 5,9 Te-
rawattstunden Strom durch So-
laranlagen produziert. CDU und
FDP gehen davon aus, dass sich
der Anteil auf 68 Terawattstun-
denvervielfachen lässt. Rund elf
Millionen Immobilienbesitzer
in NRW könnten ihre Dächer für

die Stromerzeugung nutzen,
heißt es in dem Antrag. Ein spe-
zielles Solarkataster gibt bereits
heute Auskunft darüber, welche
Standorte sich wirtschaftlich be-
treiben lassen.

Papierkrieg beenden
Udo Sieverding, Leiter des Be-
reichs Energie in der Verbrau-
cherzentrale NRW, begrüßt die
Initiative :,,Bislanghat die Solar-
energie nur. einen marginalen
Anteil an der Stromerzeugungin
NRW. Dabei scheintauchbei uns
häufig genug die Sonne, um ei-
nen erheblich größeren Beitrag
für die heimische Energieversor-
gung leisten zu können. Der An-
tragvon CDUund FDP zeigt, dass
die beiden Parteien in NRW das
Potenzial'erkannt haben, wäh-
rend das CDU-geführte Bundes-
wirtschaftsministerium bislang
auf der Bremse steht." Vielleicht
war deshalb das Wort Photovol-
taik im Koalitionsvertrag von
CDU und FDP aus dem |ahr 2017
noch nicht vorgekommen.

Bislang ist Stromerzeugung
mit einem enormen Papierkrieg
verbunden, vor allem dann,
wenn der Strom nicht nur für den
Eigenbedarf verwendet werden
soll. "Eigentümer, die Strom an
Mieter weiterverkaufen wollen,
müssen pich als Energieversor-
ger bei der Bundesnetzagentur
anmelden", kritisiert Siever-
ding. Das wollen CDU und FDP
ändern. Fniher war die Nutzung
von Solarstrom meist mit hohen
Kosten verbunden. In den ver-

gangenen |ahren haben Neuent-
wicklungen aber zu einem Preis-
sturz geführt. Die Investitions-
kosten für ein großes Solardach
auf dem Eigenheim lägen bei
12 000 bis 13 000 Euro. ,,Man
kann grob davon ausgehen, dass
man das Geld nach zwölf bis 14

|ahren wieder raus hat", sagt Sie-
verding.

NRWwill zunächst mit der,In-
stallati on der Technik auf öffent-
lichen Gebäuden beginnen. Be-
reits ietzt gibt es größere Anla-
gen aufden Dächern der Gefäng-
nisse in Moers und Kleve. Die
Energieversorgung der Zukunft
werde in zunehmendem Maße
durch dezentrale Strukturen ge-
prägt sein. ,,Das Potenzial der
Photovoltaik in diesem Bereich
ist enorm. Die Landesregierung
will Konzepte und Lösungen
entwickeln, um dieses Potenzial
bestmöglich zu nntzen", erklär-
te NRW-Wirtschaftsminister
Andreas Pinkwart (FDP).

Kritikvon den Grünen
Oliver Itischer, stellvertreten-
der Fraktionschef der Grünen im
Bundestag, hält die Pläne fürun-
seriös. Der Politiker aus Düren
sagte dem,,Kölner Stadt-Anzei-
ger": ,Der Antrag soll offenbar
davon ablenken, dass die Lan-
desregierung der Windkraft den
Garaus machen will. Fttr die ge-
planten Anderungen ist im We-
sentlichen der Bund zuständig.
Im Bundesrat hat NRW einer In-
itiative zum Ausbau des Solar-
stroms aber nicht zugestimmt."
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